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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 49 Ausgegeben Danzig, den 14. Ottober 1922 
Inhalt. Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung (S. 419). — Bekauntmachun gffüber den Jahres⸗ 
areitsverdienſt der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabelſchiffen und Schulſchiffen ſowie in der Hochſeefiſchereiflotte beſchaftigten, 


nach dem vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen (S. 450). — Geſetz über Aende⸗ 
rung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung Vom 5. Oktober 1922 (S. 451]. — Geſetz über die Erhöhung der 
Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene. Vom 5. Oktober 1922 (S. 451). — Geſetz über Geldſtrafen in der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und im Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte (S. 452). — Geſetz über die erhöhte Anrechnung der 
wahrend des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit. Vom 13. September 1922 (S. 452). — Geſetz über Wochenhilfe, Familien⸗ 
hilfe und Wochenfürſorge. Vom 5. Oktober 1922 (S. 453). — Geſetz über Aenderung der Wahlen nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung. Vom 5. Oktober 1922 (S. 458). — Geſetz über eine ſiebente Anderung der Dienſtbezuge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten. Vom 4. Oktober 1922 (S. 460). — Druckfehlerberichtigung (S. 460). 


142 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) wird die 
Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) wie folgt geändert: 

1. Im § 14 „Wertſendungen“ iſt im Abſatz II die Zahl „500“ durch „1000“ zu erſetzen. 

2. Im $ 16 „Verſchluß der Pakete und Wertſendungen“ iſt im Abſ. I und II (zweimal) die Zahl 

„500“ jedesmal durch „1000“ zu erſetzen. 

3. In der Überſchrift des §S 17 „Beſondere Anforderungen an Verpackung und Verſchluß der Briefe 
mit Geldſtücken und der Geldſendungen über mehr als 500 M“ iſt die Zahl „500“ zu erſetzen 
durch „1000“. 

4. Im 8 18 „Poſtaufträge“ iſt im Abſatz I unter 1, ferner im zweiten Unterabſatz und im Abſatz II 
unter 1 die Zahl „5000“ jedesmal durch „30 000“ zu erſetzen. 

5. In demſelben § (18) iſt im Abſ. IX im zweiten Satz hinter „Geldeinziehung“ einzufügen: 
„über mehr als 10000 M nach dem Ortsbeſtellbezirk und“. 

6. In demſelben $ (18) Abſ. XI find unter 1 in der achten Zeile des zweiten Unterabſatzes die 
Worte „Nach dem Landbeſtellbezirke“ zu ſtreichen. 

7. Im $ 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt im Abſ. I ſtatt „5000“ zu ſetzen „30 000“. 

8. In demſelben § (19) iſt im zweiten Satz des Abſ. V und im vorletzten Satze des Abſ. VII, 
erſter Unterabſatz, hinter „Nachnahmeſendungen“ einzufügen: „über mehr als 10000 M nach 
dem Ortsbeſtellbezirk und“. 

9. a) Im 8 21 „Poſtkreditbriefe“ Abſ. 1 Satz 1 wird geſetzt ſtatt der Zahl „10 000“ die Zahl „50000“; 
b) im § 21 Abf. III Satz 4 wird geſetzt ſtatt der Zahl „3000“ die Zahl „10000“; 

c) im § 21 Abſ. III Satz 5 wird das Wort „Zwanzig“ geſtrichen; 
d) der 8 21 Abſ. VI erhält folgende Faſſung: 
„VI. Es werden erhoben 
1. für die Einzahlung mit Zahlkarte die Gebühr nach dem Poſtſcheckgeſetz § 5 Ziffer 1. 
2. für jede Auszahlung eine Gebühr von 20 Pfenning für je 100 M, mindeſtens 1 Mark. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 10. 1922). 
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Die Gebühr zu 1 iſt bei Beſtellung des Poſtkreditbriefs, die Gebühr zu 2 bei jeder Ab⸗ 
hebung zu entrichten.“ 
10. Im 8 30 „Zeit der Einlieferung“ iſt im Abſ. VIII die Zahl „500“ zu erſetzen durch „1000“. 
11. Im $ 36 „Beſtellung“ iſt im Abſ. I unter Ia und b hinter „Brieſſendungen“ und „Pakete“ 
jedesmal nachzutragen: „wenn der etwaige Nachnahmebetrag 10000 M nicht überſteigt“; 
unter 1c die Zahl „5000“ zu erſetzen durch „10000“ 
ferner iſt der Wortlaut unter 1d wie folgt zu ändern: 


„auf Poſtaufträge zur Annahmeeinholung, Poſtproteſtaufträge und auf Poſtauftrage 
zur Geldeinziehung bis 10000 Mark"; 


ſchließlich erhält der Wortlaut unter £ desſelben Abſatzes nachſtehende Faſſung: 


„auf Ablieferungsſcheine, Paketkarten zu Wertſendungen und Benachrichtigungszettel 
zu Nachnahmeſendungen und Poſtaufträgen, die nach a, b, e und d nicht beſtellt 
werden, ſowie auf Paketkarten zu zollpflichtigen Paketen.“ 


12. Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find" iſt im Abſ. IV, Abſ. V und Abſ. VII 
die Zahl „500“ jedesmal zu erſetzen durch „1000“. 


Vorſtehende Anderungen treten mit dem Tage der Verkündung dieſer Verordnung in Kraft. 
Danzig, den 5. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 


143 Bekanntmachung 
über den Jahresarbeitsverdienſt der in der Kauffarteiflotte, auf Kabeldampfern und 
Schulſchiffen ſowie in der Hochſeeſiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem vierten Buche der 
Reichsverſtcherungsordnung verficherungspflichtigen Perſonen. 
Auf Grund des § 1245 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über 


die anderweite Feſtſetzung der Leiſtungen und der Beiträge in der Invalidenverſicherung vom 4. Oktober 1921 
(Geſetzblatt S. 160) wird folgendes beſtimmt: 
8 1. 


Für die Zugehörigkeit zu den Lohnklaſſen gilt als Jahresarbeitsverdienſt 
für Jungmänner, Halbmänner, Jungen ein Betrag von mehr 
als 54 000 bis 72 000 Mark, 
im übrigen ein Betrag von mehr als 72 000 Mark. 
82. 
Dieſe Beſtimmungen treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 ab in Kraft. Mit dem gleichen 
Tage treten die Beſtimmungen der Bekanntmachung vom 20. Januar 1922 über den Jahresarbeits verdienſt 
der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, 
nach dem vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen (Staatsanzeiger 1922 


S. 53) außer Kraft. 
Danzig, den 22. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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144 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung. Vom 5. Oktober 1922. 
Der Senat iſt ermächtigt, im Falle des Bedarfs mit Zuſtimung des Ausſchuſſes für Soziale 
Angelegenheiten des Volkstags 

1. die Grenzen für die Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung und die Höchſtgrenzen für 
den Grundlohn in der Krankenverſicherung, 

2. die Geldbeträge in der Wochenhilfe uad Wochenfürſorge, 

3. die Geldbetrage im Sinne des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Unfall⸗ 
verſicherung und die Jahresarbeitsverdienſte im Sinne des Geſetze über Zulagen in der Unfall⸗ 
verſicherung, 

4. das Maß der Unterftügung im Sinne der Geſetze über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung 
von Rentenempfängern der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung 

zu ändern und die erforderlichen Übergangsvorſchriften zu erlaſſen. 


Danzig, den 5. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


145 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene. Vom 5. Oktober 1922. 
Artikel 1. 


Das Geſetz, betreffend die Unfallfürſorge für Gefangene vom 30. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 536), 
wird wie folgt abgeändert: 
I. Im § 3 Abſ. 3 wird das Wort „Dreihundert“ durch das Wort „Sechstauſend“ erſetzt. 
II. Im § 4 Abſ. 1 wird das Wort „Neunzig“ durch das Wort „Eintauſendachthundert“ erſetzt. 
III. Im 5 4 Abſ. 2 und Abſ. 3 wird das Wort „Zweihundertſiebenzig“ durch das Wort „Fünftauſend⸗ 
vierhundert“ erſetzt. 


IV. Im 8 14 wird das Wort „Sechzig“ durch das Wort „Eintauſendzweihundert“ erſetzt. 
Artikel 2. 

Die Vorſchriften des Art. 1 gelten für alle Unfälle, die ſich nach dem Inkraftreten des Geſetzes 
ereignen werden. Die Vorſchriften der Nr. IV des Art. 1 können auch auf frühere Unfälle angewendet werden. 
Artikel 3. 

Der Senat kann die Ausführungsbehörden ermächtigen, die Renten, welche aus Anlaß von Unfällen 
gewährt werden, die ſich vor dem Inkrafttreten des Geſetzes ereignet haben, im Falle nachgewieſener Be⸗ 
dürftigkeit des Rentenempfängers bis zu dem Höchſtbetrage zu erhöhen, den der Berechtigte erhalten könnte, 
wenn der Unfall ſich nach dem Inkrafttreten des Geſetzes ereignet hätte. 

Artikel 4. 
Der Senat iſt ermächtigt, im Falle des Bedarfs die Geldbeträge im Sinne dieſes Geſetzes zu ändern. 


Danzig, den 5. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
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146 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Geldſtrafen in der Reichsverſtcherungsordnung und im Verſicherungsgeſet für Angeſtellte. 
Vom 5. Oktober 1922. 
Sl, 

Der Höchſtbetrag der Geldſtrafen, die in der Reichsverſicherungsordnung oder im Berficherungs- 
geſetz für Angeſtellte angedroht oder zugelaſſen find und nicht unter S 1 Abſ. 1 und 8 3 des Geſetzes zur 
Erweiterung des Anwendungsgebietes der Geldſtrafe und zur Einſchränkung der kurzen Freiheitsſtrafen vom 
7. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 175) fallen, wird auf das Zehnfache erhöht. 


Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt nicht, wenn als Strafe das Ein- und mehrfache eines beſtimmten 
Geldbetrages angedroht oder zugelaſſen iſt. 8 
2. 


Im 8 147 Satz 1 der Reichsverſicherungsordnung und im 8 360 Satz 1 des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte wird das Wort „dreihundert“ durch das Wort „dreitauſend“ erſetzt. 


8 3. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


147 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die erhöhte Anrechnung der während des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit. Vom 
13. September 1922. l 


8 1. 

Bei Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit der unmittelbaren Staatsbeamten wird die in dem 
Zeitabſchnitt vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 im deutſchen aktiven Militär-, deutſchen Reichs- 
oder deutſchen unmittelbaren Staatsdienſt verbrachte ruhegehaltsfähige Zeit, ſofern ſie mindeſtens ſechs Mo⸗ 
nate beträgt, anderthalbfach angerechnet. Unter den gleichen Vorausſetzungen wird allen unmittelbaren 
Staatsbeamten auch die ruhegehaltsfähige Zeit anderthalbfach angerechnet, die fie im Dienſt von jetzt — 
geteilt oder ungeteilt — zur Freien Stadt Danzig gehörigen Gemeinden oder Gemeindeverbänden zurück⸗ 
gelegt haben, den Lehrperſonen, ſoweit ſie unmittelbare Staatsbeamte ſind, außerdem auch die im deutſchen 
N Schuldienſt verbrachte ruhegehaltsfähige Zeit. 


8 2. 

Soweit nach $ I nicht ſchon eine vermehrte Anrechnung ftattfinden muß, kann der Senat zu der 
von unmittelbaren Staatsbeamten als Beamte, Lehrer, Erzieher im deutſchen Schuldienſt, im Dienſte einer 
deutſchen Kirche, einer deutſchen Gemeinde, eines deutſchen Gemeindeverbandes, einer ſonſtigen deutſchen 
öffentlichen Körperſchaft oder einer deutſchen Stiftungsanſtalt verbrachten ruhegehaltsfähigen Zeit die Hälfte 
hinzurechnen, ſofern dieſe Hinzurechnung auch beim Verbleiben in dieſem Dienſt hätte erfolgen müſſen oder können. 

§ 3. 
Die erhöhte Anrechnung erſtreckt ſich nicht auf die ruhegehaltsfähige Zeit 
1. des Bezuges von Wartegeld im einſtweiligen Ruheſtand, 
2. einer Freiheitsſtrafe von einjähriger oder langerer Dauer, 


4153 


— 


einer Tätigkeit als Notar, 

„die in ein Kalenderjahr fallt, in dem der Verſorgungsberechtigte als Kriegsteilnehmer den 
Anſpruch auf Anrechnung eines Kriegsjahres erworben hat, 

5. die aufgrund anderer geſetzlicher Beſtimmungen doppelt anzurechnen iſt. 

Halbe Tage, die ſich bei Berechnung der Geſamtdienſtzeit ergeben, werden nicht mitgezählt 


— 


8 4. 
Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind gehalten, für ihre Beamten entſprechende Beſtimmungen 
zu erlaſſen. 
§ 5. 


Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1922 in Kraft. 
Danzig, den 13. September; 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 


148 Volkstag und Senat haben das nachſtehende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge. 
Vom 5. Oktober 1922. 


Abſchnitt A. 
Artikel I. 
Die 88 195 a bis 197, 199, 205 à bis 205 d der Reichsverſicherungsordnung erhalten folgenden 


Wortlaut: 
8 195 a. 


Weibliche Verſicherte, die im letzten Jahre vor der Niederkunft mindeſtens 6 Monate hindurch auf 
Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen Krankheit verſichert geweſen 
ſind, erhalten als Wochenhilfe 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung und bei Schwagerſchaftsbeſchwerden 
erforderlich wird, 

2. einen einmaligen Beitrag zu den ſonſtigen Koften der Entbindung und bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden in Höhe von zweihundertundfünfzig Mark; findet eine Entbindung nicht ſtatt, ſo 
find als Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden fünfzig Mark zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Hohe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens ſechs Mark taglich, für zehn 
Wochen, von denen mindeſtens ſechs in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Das 
Wochengeld für die erſten vier Wochen iſt ſpateſtens mit dem Tage der Entbindung fällig, 

4. ſo lange ſie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes, jedoch 
mindeſtens acht Mark taglich, bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. 

Neben dem Wochengelde für die Zeit nach der Entbindung wird Krankengeld nicht gewährt; die 

Wochen nach der Niederkunft müſſen zuſammenhängen. 

Wechſelt die Wöchnerin während der Leiſtungen der Wochenhilfe die Kaſſenzugehörigkeit, ſo bleibt 

die erſtverpflichtete Kaffe für die weitere Durchführung der Leiſtung zuſtandig. § 212 gilt hierbei nicht. 

Stirbt eine Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der Unterſtützungsberechtigung, 

ſo werden die noch verbleibenden Beträge an Wochen- und Stillgeld bis zum ſatzungsmäßigen Ende der 
Bezugszeit an denjenigen gezahlt, der für den Unterhalt des Kindes ſorgt. 
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8 195 b. 
Die Satzung kann die Dauer des Wochengeldbezuges auf dreizehn Wochen, des Stillgeldbezugs bis 
auf ſechsundzwanzig Wochen erweitern. 
Die Satzung kann mit Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts das Wochengeld höher als das 
Krankengeld, und zwar bis zur Höchſtgrenze von drei Vierteln des Grundlohns bemeſſen. 


§ 195 c. 

Der Vorſtand der Krankenkaſſe kann, ſoweit keine Anordnung nach $ 195 d getroffen iſt, allgemein 
beſchließen, bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden freie Hebammenhilfe und freie Arznei 
zu gewähren; in dieſem Falle ermäßigt ſich die bare Beihilfe an die Wöchnerin nach § 195 a Abſ. 1 Nr. 2 
auf einhundert Mark; findet keine Entbindung ſtatt, ſo iſt kein Beitrag zu zahlen. 

Bei Erſatzforderungen der Kaſſe und gegen die Kaſſe gilt als Wert der Sachleiſtung nach Abſ. 1 
der Betrag von einhundertfünfzig Mark. 

§ 195 d. 

Wo nach Geſetz eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft den Hebammen die Gebühren auszahlt oder 
ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeordnet werden, daß die Krankenkaſſe einen 
Teil des einmaligen Beitrages nach 8 195 a Abſ. 1 Nr. 2 bis zur Höhe von einhundertundfünfzig Mark 
an die Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen hat. Dieſer Betrag muß der Wöchnerin auf die 
Gebühr angerechnet werden, die fie ſelbſt für die Hebammenhilfe zu zahlen hat. 

8 196. 

Mit Zuſtimmung der Wöchnerin kann die Kaſſe 

1. an Stelle des Wochengeldes Kur und Verpflegung in einem Wöchnerinnenheim gewähren, 

2. Hilfe und Wartung durch Hauspflegerinnen gewähren und dafür bis zur Hälfte des Wochengeldes 

abziehen. 

Im Falle der Nr. 1 gilt $ 186 entſprechend. 


8 197. 

Iſt die Wöchnerin während des letzten Jahres bei mehreren Krankenkaſſen, knappſchaftlichen Kranken⸗ 
kaſſen oder Erſatzkaſſen verſichert geweſen, ſo haben die anderen der leiſtungspflichtigen Kaſſe auf Verlangen 
die Leiſtungen aus den 88 195 a, 195 0, 196 nach Verhältnis der Mitgliedzeit zu erſtatten. Dabei gilt als 
Wert der Sachleiſtung nach $ 195 a Abſ. 1 Nr. 1 der Betrag von dreihundert Mark; der Senat kann im 
Falle eines Bedürfniſſes dieſen Betrag allgemein anderweit feſtſetzen. 

Der Erſtattungsanſpruch iſt nur bis zur Höhe des Anſpruchs begründet, welcher der Wöchnerin 
gegen die erſtattungspflichtige Kaſſe zugeſtanden hätte, wenn dieſe leiſtungspflichtig geweſen wäre. 

§ 199. 

Die Satzung kann Schwangeren, die der Kaſſe mindeſtens ſechs Monate angehören, wenn ſie infolge 
der Schwangerſchaft arbeitsunfähig werden, ein Schwangerengeld in Höhe des Krankengeldes bis zur 
Geſamtdauer von ſechs Wochen zubilligen. 

8 205 a. 

Wochenhilfe erhalten auch die Ehefrauen, ſowie ſolche Töchter, Stief- und Pflegetöchter der Ver⸗ 
ſicherten, welche mit dieſen in häuslicher Gemeinſchaft leben, wenn 

1. ſie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben, 

2. ihnen ein Anſpruch auf Wochenhilfe nach 8 195 a nicht zuſteht und 

3. die Verſicherten im letzten Jahre vor der Niederkunft mindeſtens ſechs Monate hindurch auf 

Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen Krankheit 
verſichert geweſen ſind. 

Die Satzung kann mit Zuſtimmung des Oberverficherungsamts beſtimmen, wieweit von der Voraus⸗ 
ſetzung des Abſ. 1 Nr. 1 abzuſehen iſt. 
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Als Wochenhilfe werden die im § 195 a bezeichneten Leiſtungen gewährt; dahei betragt das Wochen- 
geld vierundeinehalbe Mark und das Stillgeld acht Mark täglich. 

Die Satzung kann den Betrag des Wochengeldes und des Stillgeldes je bis auf die Hälfte des 
Krankengeldes der Verſicherten erhöhen. 


Die Familienwochenhilfe iſt auch zu gewahren, wenn die Niederkunft innnerhalb neun Monaten nach 
dem Tode des Verſicherten erfolgt. Bei Töchtern, Stief- und Pflegetöchtern iſt Vorausſetzung, daß fie mit 
dem Verſicherten bis zu ſeinem Tode in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben. 

Wechſeln die Verſicherten während der Leiſtung der Wochenhilfe die Kaſſenzugehörigkeit, ſo bleibt 
die erſtverpflichtete Kaffe für die weitere Durchführung der Leiſtung zuſtändig. § 212 gilt hierbei nicht. 

Die 88 195 b Abſ. 1, 195 c, 195 d, 196, 197, 199 gelten entſprechend. Sind mehrere Kranken⸗ 
kaſſen oder knappſchaftliche Krankenkaſſen oder iſt eine dieſer Kaſſen mehrfach beteiligt, ſo iſt die Wochen⸗ 
hilfe nur einmal zu gewähren. Unter mehreren Kaſſen ſteht der Wöchnerin die Wahl frei. Der Kranken⸗ 
kaſſe im Sinne dieſer Vorſchrift ſteht eine Erſatzkaſſe hinſichtlch der Mitglieder gleich, deren Rechte und 
Pflichten nach $ 517 Abſ. 1 ruhen oder die gemäß § 507 a den verſicherungspflichtigen Mitgliedern gleich 
geſtellt ſind. 

$ 205 b 

Die Satzung kann zubilligen: 

1. Krankenpflege an ſolche Familienangehörige der Verſicherten, welche darauf nicht anderwei⸗ 
nach dieſem Geſetz Anſpruch haben, 

2. Sterbegeld beim Tode des Ehegatten oder eines Kindes eines Verſicherten. Es kann für den 
Ehegatten bis auf zwei Drittel, für ein Kind bis auf die Hälfte des Mitgliederſterbegeldes 
bemeſſen werden und iſt um den Betrag des Sterbegeldes zu kürzen, auf das der Verſtorbene 
ſelbſt geſetzlich verſichert war. 

8 205 C. 

Für den Uebergang von Schadenerſatzanſprüchen berechtigter Famlienmitglieder (§S 205 b) auf die 
Krankenkaſſen gilt 8 1542 entſprechend. 

8 205 d. 

Die Regelleiſtungen der Krankenkaſſe nach § 205 a Abſ. 3 werden ihr durch den Staat zur Hälfte 
erſtattet. Dabei gilt § 197 Abſ. 1 Satz 2 entſprechend. 

Die Kaſſe hat die verauslagten Beträge dem Verſicherungsamte nachzuweifen, dieſes hat das Recht 
der Beanſtandung; das Oberverſicherungsamt entſcheidet darüber endgültig. Soweit die Kaſſen auf Grund 
des § 205 c Erſatz für geleiſtete Familienwochenhilfe erhalten, hat der Staat Anſpruch auf Anrechnung der 
Hälfte. 

5 Das Nahere über die Nachweiſung, Verrechnung und Zahlung beſtimmt der Senat. 

Die Kaſſe kann beantragen, daß ihr vom Staate auf die ihr zur Laſt fallenden Leiſtungen ein 
Vorſchuß bis zu dem Betrage gewährt wird, den die Kaſſe im voraufgegangenen Monat für den Staat ver⸗ 
auslagt hat. Der Vorſchuß iſt bei der nächſten Verrechnung der geleiſteten Zahlungen auszugleichen. 


Artikel II. 
Im § 294 Abſ. 2 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung wird an Stelle „§ 205 Nr. 3“ geſetzt 
„§ 205 b Nr. 2“. 
Artikel III. 
Der § 370 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgenden Zuſatz: 


Wird bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden ärztliche Behandlung erforderlich 
(8 195 a Abſ. 1 Nr. 1), fo kann die Krankenkaſſe in den vorſtehend bezeichneten Fallen der Wöchnerin ftatt 
der Sachleiſtung eine bare Beihilfe bis zum Betrage von dreihundert Mark gewähren. Der Senat kann 
im Falle eines Bedürfniſſes dieſen Betrag allgemein anderweit feſtſetzen. 
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Artikel IV. 
Im 8 372 Abſ. J. der Reichsverſicherungsordnung iſt hinter dem Worte „Erkrankten“ einzufügen 
und „Wöchnerinnen“. 
Artikel V 
Der § 500 Abf. 1 der; Reichsverſicherungsordnung erhalt folgende z Faſſung: 
Die §8 195 d, 197, 205 a, 205 C, 205. d, 211 bis 214, 219 bis 222, 224. 313, 313 4, 314 gelten 
entſprechend. 
Artikel VI. 
Im 5 507 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung fallt Satz 2 weg. 


. Artikel VII. 
Hinter dem § 507 der Reichsverſicherungsordnung iſt der folgende §S 507 a neu einzufügen: 
§ 507 a. 

Soweit die Rechte und Pflichten verſicherungspflichtiger Mitglieder einer Erſatzkaſſe nach 8 517 
ruhen, gelten für die Regelleiſtungen an Wochenhilfe, welche die Erſatzkaſſe dieſen Mitgliedern und ihren 
Familienangehörigendgewährt, die §§ 195 d, 197, 205 a, 205 c 205 d entſprechend. 

Was wegen der Wochenhilfe für die im Abſ. 1 genannten Mitglieder der Erſatzkaſſen gilt, gilt auch 
für diejenigen Mitglieder, welche beim Ausſcheiden aus der Verſicherungspflicht zur Weiterverſicherung bei 
einer Krankenkaſſe (88 313, 313 a, 314, 500) berechtigt geweſen ſein würden und ſeitdem der Erſatzkaſſe 
ununterbrochen angehört haben. 

Artikel VIII. 

S 14 des Geſetzes, betreffend Wochenhilfe und Wochenfürſorge, vom 29. Juli 1921 (Reichsgeſetzblt 
S. 1189) fallt weg. 

Abſchnitt B. 
Artikel 1. 

Eine minderbemittelte Danzigerin, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat und für die 
nach den! Vorſchriften über die Reichsverſicherung oder über die Kriegswochenhilfe kein Anſpruch auf Wochen- 
hilfe beſteht, erhalt aus den Mittelnzdes Staats eine Wochenfürſorge. 

Artikel II. 

Sofern nicht Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe nicht benötigt wird, gilt eine 
Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und ihres Ehemannes ſteuerpflichtiges Geſamteinkommen oder ſofern 
ſie allein ſteht, ihr eigenes ſteuerpflichtiges Einkommen in dem Jahre oder Steuerjahre vor der Entbindung 
den Betrag von fünfzehntauſend Mark nicht überſtiegen hat. Dieſer Betrag erhöht ſich für jedes vorhandene 
Kind unter fünfzehn Jahren um fünfzehnhundert Mark. 

Artikel III. 

Als Wochenfürſorge wird gewahrt: 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
erforderlich wird, 


2. ein einmaliger Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei Schwangerſchafts⸗ 


beſchwerden in Höhe von zweihundertundfünfzig Mark; findet eine Entbindung nicht ſtatt, 
fo find als Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden fünfzig Mark zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe von vierundeinehalbe Mark täglich für zehn Wochen, von denen 
mindeſtens ſechs in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Das Wochengeld für die 
erſten vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der Entbindung fällig; die Wochen nach der 
Niederkunft müſſen zuſammenhängen, 


4. jo lange die Wöchnerin das Kind ſtillt, ein z Stillgeld in Höhe von acht Mark taglich bis zum N 


Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. 
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Stirbt die Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der Unterſtützungsberechtigung, ſo 

werden die noch verbleibenden Beträge an Wochen- und Stillgeld bis zum Ende der Bezugszeit an den⸗ 
jenigen gezahlt, der für den Unterhalt des Kindes ſorgt. 


Artikel IV. 

Wo nach Geſetz eine offentlich-rechtliche Körperfchaft den Hebammen die Gebühren auszahlt oder 
ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeorduet werden, daß ein Teil des ein⸗ 
maligen Beitrages nach Artikel III Abſ. 1 Nr. 2 bis zur Höhe von einhundertundfünfzig Mark an die 
Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen iſt. Dieſe Gebühr muß der Wöchnerin auf die Gebühr an⸗ 
gerechnet werden, die ſie ſelbſt für die Hebammenhilfe zu zahlen hat. 

Artikel V. 

Der Antrag auf Wochenfürſorge iſt bei dem Verſicherungsamte zu ſtellen. Dieſes nimmt die nach 
den Artikeln I, II erforderlichen Feſtſtellungen vor. Die Auszahlung geſchieht auf Anweiſung des Verſicherungs⸗ 
amts durch die Allgemeine Ortskrankenkaſſe, in deren Bezirk der gewöhnliche Aufenthaltsort der Wöchnerin 
liegt, und, wo eine ſolche Kaſſe nicht beſteht, durch die Landkrankenkaſſe. 

Artikel VI. 

Gewährt eine Krankenkaſſe ihren Mitgliedern nach 8 195 e der Reichsverſicherungsordnung bei der 
Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden freie Hebammenhilfe und freie Arznei, fo gilt dieſe Beſtim⸗ 
mung auch für die Wöchnerinnen, denen die Krankenkaſſe Wochenfürſorge leiſtet; in dieſem Falle ermäßigt 
ſich die bare Beihllfe an die Wöchnerin nach Artikel III Abſatz 1 Nr. 2 auf einhundert Mark; findet keine 
Entbindung ſtatt, ſo iſt kein Beitrag zu zahlen. 

Artikel VII. 

Weigern ſich die Arzte der Krankenkaſſe, die Behandlung bei der Entbindung und bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwer den zu den fur die Mitglieder oder Familienangehörigen der Kaffe geltenden Bedingungen zu 
übernehmen oder ſich im Streitfall dem Spruche eines unter Mitwirkung von Unparteiiſchen zu gleichen 
Teilen mit Vertretern der Arzte und der Krankenkaſſen beſetzten Schiedsamts oder Schiedsgerichts zu unter⸗ 
werfen, ſo ermächtigt das Oberverſicherungsamt die Krankenkaſſe auf Antrag, für die Wöchnerin ſtatt dieſer 
Sachleiſtung einen baren Betrag bis zu dreihundert Mark zu gewähren. Der Senat kann dieſen Betrag 
allgemein anderweit feſtſetzen. 

Artikel VIII. » 

Die Leiſtungen der Kaffe werden ihr durch den Staat erftattet. Dabei gilt als Wert der Sach⸗ 
leiſtung nach Artikel VI der Betrag von einhundertundfünfzig Mark. Die Koſten der Sachleiſtung nach 
Artikel III Abſ. 1 Nr. 1 find der Kaffe in der ihr nachweislich entſtandenen Höhe zu erſetzen. Der Senat 
kann darüber nähere Beſtimmungen erlaſſen, auch einen Pauſchbetrag für dieſe Erſatzleiſtung feſtſetzen. 

Artikel IX. 

Die Kaſſe hat die verauslagten Beträge dem Verſicherungsamte nachzuweiſen, dieſes hat das Recht 
der Beanſtandung, das Oberverſicherungsamt entſcheidet darüber endgültig. 

Das Nähere über die Nachweiſung, Verrechnung und Zahlung beſtimmt der Senat. 

Die Kaſſe kann beantragen, daß ihr vom Staate auf die ihm zur Laſt fallenden Leiſtungen ein 
Vorſchuß bis zu dem Betrage gewährt wird, den die Kaſſe im voraufgegangenen Monat für den Staat 
verauslagt hat. Der Vorſchuß iſt bei der nächſten Verrechnung der geleiſteten Zahlungen auszugleichen. 

Artikel X. 

Gegen die Entſcheidung des Verſicherungsamts im Falle des Art. V ift binnen einem Monat die 
Beſchwerde an das Oberverſicherungsamt (Beſchlußkammer) zulaſſig, es entſcheidet endgültig. 

Für die Leiſtungen und den Anſpruch darauf gelten die 88 118, 119, 210, 216, 217, 223, 224, 
1531 bis 1533, 1538 bis 1540 der Reichsverſicherungsordnung entſprechend. 
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Die Steuerbehörden haben den Kaſſen und den Verſicherungsbehörden auf Anfordern Auskünfte 
über die Verhältniſſe der Wöchnerin oder ihres Ehemannes zu geben. 


Abſchnitt C. 

Sobald die zur Durchführung der Vorſchrift des § 195 a Abſ. 1 Nr. 1 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in der Faſſung des Abſchnitts A Art. 1 und der Vorſchrift des Abſchnitts B Art. III Abſ. 2 Nr. 1 
erforderliche Verſtändigung zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen erreicht iſt, beſtimmt der Senat den Zeitpunkt 
mit welchem die genannte Vorſchrift in Kraft tritt. Bis dahin erhalten die zum Bezuge der Wochenhilfe 
und Wochenfürſorge berechtigten Perſonen außerdem eine Beihilfe bis zum Betrage von 300 M für 
Hebammendienſte und ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden erforderlich werden. 

Im übrigen tritt das Geſetz mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Oktober 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
149 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Anderung der Wahlen nach der Reichsverſicherungsordnuung. Vom 5. Oktober 1922, 
Artikel J. 


Im 8 47 Abſ. 1 und im $ 92 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort „Männer“ durch 
„Danziger Staatsangehörige“ erſetzt. 
Artikel II. 
1. $ 72 der Reichsverſicherungsordnung fällt weg. 
2. 8 73 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Die Beiſitzer aus den Arbeitgebern werden von den Arbeitgebermitgliedern, die Beiſitzer 
aus den Verſicherten von den Verſichertenmitgliedern des Ausſchuſſes der Verſicherungsanſtalt 
gewählt, zu deren Bezirke das Oberverſicherungsamt gehört. 

Die Wahl geſchieht nach den Grundſätzen der — Der Senat erläßt die 
Wahlordnung“. 

Artikel III. 
1. 8 89 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Die zwölf Arbeitgeber werden von den Arbeitgebermitgliedern, die zwölf Verſicherten von 
den Verſichertenmitgliedern in den Ausſchüſſen der Verſicherungsanſtalten und in den ent⸗ 
ſprechenden Vertretungen der Sonderanſtalten nach den Grundſätzen der Verhaltniswahl 
gewählt. Die Ausſchußmitglieder, welche dem Gewerbe angehören, wählen je ſieben Vertreter 
aus dem Bereiche der Gewerbe-Unfallverficherung und je einen Vertreter aus dem Bereiche 
der See⸗Unfallverſicherung. Die der Landwirtſchaft angehörenden Ausſchußmitglieder wahlen 
je vier nichtſtändige Mitglieder aus dem Bereiche der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung. 
Das Reichsverſicherungsamt ſetzt das Stimmenverhältnis der Wähler nach der Zahl der 
Verſicherten feſt und erläßt die Wahlordnung: es leitet die Wahl und veröffentlicht das 
Wahlergebnis“. 

2. SS 88, 90, 91 der Reichsverſicherungsordnung fallen weg. 
Artikel IV. 
1. 8 858 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
„Die Vertreter der Verſicherten werden von den Verſichertenmitgliedern in den Aus⸗ 
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ſchüſſen der Verſicherungsanſtalten gewahlt, in deren Bezirk die Genoſſenſchaft oder die 
Sektion Mitglieder hat. Wahlberechtigt ſind jedoch nur ſolche Ausſchußmitglieder, welche dem 
Bereiche der Gewerbe⸗Unfallverſicherung angehören. Sind die Ausſchüſſe mehrerer Verſicherungs⸗ 
anſtalten beteiligt, ſo kann das Reichsverſicherungsamt das Stimmenverhältnis beſtimmen. 
Es kann auch anordnen, daß Ausſchüſſe von Verſicherungsanſtalten, in deren Bezirke ſich 
nur wenige und kleine Betriebe befinden, an der Wahl nicht zu beteiligen ſind“. 
2. Der § 891 Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Bei einer Verſicherungsgenoſſenſchaft werden die Vertreter der Verſicherten von den Ver⸗ 
ſichertenmitgliedern in den Ausſchüſſen der Verſicherungsanſtalten gewählt, auf deren Bezirk 
ſich die Genoſſenſchaft oder Sektion erſtreckt; dabei gilt 8 858 Abſ. 1 Satz 2". 

3. Der § 1030 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung erhalt folgende Faſſung: 

„Die Vertreter der Verſicherten werden von den Verſichertenmitgliedern im Ausſchuß der 
Verſicherungsanſtalt gewählt, auf deren Bezirk ſich die Genoſſenſchaft oder Sektion erſtreckt. 
Wahlberechtigt ſind jedoch nur ſolche Ausſchußmitglieder, welche zu dem Bereiche der land⸗ 
wirtſchaftlichen Unfallverſicherung gehören; fehlte ein ſolches Mitglied, ſo ſteht den Verſicherten⸗ 
mitgliedern des Ausſchuſſes aus der gewerblichen Unfallverſicherung das Wahlrecht zu“. 

Artikel V. 
1. 8 1351 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung erhalt folgende Faſſung: 

„Die oberſte Verwaltungsbehörde beſtimmt, wieviel Mitglieder dem Gewerbe und wieviel 
der Landwirtſchaft angehören müſſen“. 

2. Hinter § 1351 der Reichsverſicherungsordnung werden folgende Vorſchriften eingefügt: 
8 1351 a. 

Die Verſichertenmitglieder des Ausſchuſſes werden von den Perſonen gewählt, die für die 
Wahl der Verſichertenvertreter bei den zum Bezirke der Verſicherungsanſtalt gehörigen 
Verſicherungsämtern wahlberechtigt find (§§ 42, 44). Die für die Wahl der Verſichungs⸗ 
vertreter beim Verſicherungsamte feſtgeſetzte Stimmenzahl (8 43) gilt auch für die Wahl 
der Verſichertenmitglieder im Ausſchuß. 

8 1351 b. 

Die Arbeitgebermitglieder des Ausſchuſſes aus dem Gewerbe werden von dem Vorſtande 
der Vertrauensberufsgenoſſenſchaft oder Vertrauensausführungsbehörde, die Arbeitgeber⸗ 
mitglieder aus der Landwirtſchaft von dem Vorſtande der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft gewählt. Wahlbar ſind nur Danziger Staatsangehörige. 

Die gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften, die See⸗Berufsgenoſſenſchaften und die Aus⸗ 
führungsbehörden beſtimmen für die Verſicherungsanſtalt die Vertrauensberufsgenoſſenſchaft 
oder Vertrauensausführungsbehörde. Kommt keine Übereinſtimmung zuſtande, ſo beſtimmt 
das Reichsverſicherungsamt das Nähere. 

§ 1351 c. 
Die Wahl geſchieht nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 
Die Wahlordnung erlaßt der Senat. 
3. § 1352 Abſ. 1 Satz 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
„Die oberſte Verwaltungsbehörde leitet die Wahl durch einen Beauftragten“. 
Artikel VI. 
Im 8 1359 Abf. 2 der Reichsverſicherungsordnung tritt an die Stelle des Wortes „Verſicherungs⸗ 
amt“ das Wort „Oberverſicherungsamt“. 
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Artikel VII. 

Die Wahlen zu den Verſicherungsbehörden, zu den Vertretern der Verſicherten für die Unfallverhütung 
und zu dem Ausſchuß und Vorſtand der Verſichernngsanſtalt ſind, ſoweit ſie nicht ſeit Beginn des Jahres 1920 
vorgenommen ſind, alsbald vorzunehmen oder zu erneuern. 

Die Wahlzeit läuft mit der Vollziehung der im Jahre 1926 vorzunehmenden! Neuwahlen ab. Dies 
gilt auch für ſolche ſeit Beginn des Jahres 1920 vorgenommene Wahlen. 

Reicht die Zahl der gewählten Vertreter nicht mehr aus, ſo gelten für die Ergänzung die Vor⸗ 
ſchriften der § 50 Abſ. 2, 8 76 Satz z1, 88 95, 1359 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung entſprechend. 
Etwa fehlende Vertreter der Verſicherten für die Unfallverhütung werden von der Auffichtsbehörde berufen. 

Artikel VIII. 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


150 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über eine ſiebente Anderung der Dienſtbezüge der unmitelbaren Staatsbeamten. Vom 
4. Oktober 1922. 


Artikel 1. 

Der Ausgleichszuſchlag zum Grundgehalt, zur Grundvergütung, zum Ortszuſchlag und zu den 
Kinderbeihilfen der unmittelbaren Staatsbeamten (Anlage 5 Ziff. 1 des Beamtendienſteinkommensgeſetzes 
vom 23. Dezember 1921 — Geſetzblattz S. 229 — ) wird vom 1. September 1922 ab bis:zur anderweiten 
Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz auf 437 v. H. erhöht. 

Der weitere Ausgleichszuſchlag und der beſondere Ausgleichszuſchlag (Frauenbeihilfe) werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 

Artikel 2. 

Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehendenz Mehrausgaben find, ſoweit fie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden konnen, aus den Mehreinnahmen aufgrund der dem 
Volkstag vorgelegten Geſetzentwürfe betreffend Regelung der Einkommen-ſowiezder Vermogensſteuer zu decken. 


Danzig, den 4. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


151 Druckfehlerberichtigung. 
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